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Sachverhalt:
Der Fachbereich Zentrale Verwaltungssteuerung hat den Entwurf des Stellenplanes 
für das Haushaltsjahr 2021 auf der Grundlage des § 8 KomHVO erstellt. Die 
Stellenplanungen bestehen aus den folgenden Dokumenten:

a) Veränderungsübersicht
b) Stellenplan (Zahlenwerk unterteilt nach Beschäftigtengruppe)
c) Übersicht über die vorgesehene Zahl der Nachwuchskräfte und der

informatorisch beschäftigten Dienstkräfte
d) Übersicht über die vorgesehene Aufteilung der Stellen des Stellenplanes auf

die Produkte
e) Übersicht über k.u.- (künftig umzuwandeln) bzw. k.w.- (künftig wegfallend)

Vermerke
f) Übersicht über die Stellenwertigkeiten und Aufgabenzuordnungen

Im Rahmen der Stellenplanerstellung erfolgte eine umfassende Beteiligung des 
Verwaltungsvorstandes, der Fachbereichsleiter/innen sowie des Personalrates und 
der Gleichstellungsbeauftragten.

Die Stellungnahme der Gleichstellungsbeauftragten ist als Anlage beigefügt, der 
Personalrat verzichtet auf eine Stellungnahme.

Der Stellenplan weist eine Gesamtstellenzahl in Höhe von 220,17 Stellen aus. Im 
Vergleich mit dem Stellenplan 2020 (209,08 Stellen) entspricht dies einer 
Steigerung in Höhe von 11,09 Stellen. Diese Gesamtveränderung ergibt sich in 
Bezug auf die verschiedenen Beschäftigtengruppen und setzt sich wie folgt 
zusammen:

Tariflich Beschäftigte: +   9,56 Stellen
Sozial- und Erziehungsdienst +   0,78 Stellen
Beamte +   0,75 Stellen
Gesamt + 11,09 Stellen



Für den Bereich des Sozial- und Erziehungsdienstes muss darauf hingewiesen 
werden, dass der künftige Personalbedarf von den konkreten Belegungszahlen 
abhängt. Den Aufwendungen müssen die Zuschussgewährungen und 
Refinanzierungen bis zu einer Quote in Höhe von rund 87,5 % gegenübergestellt 
werden, die sich aus dem Kinderbildungsgesetz NRW ergeben.

Das ausgewiesene Angebot an Ausbildungsstellen beruht auf den bisherigen 
Beschlussfassungen.

Die Ziele des Gleichstellungsplanes wurden berücksichtigt.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Personal und Personalentwicklung empfiehlt dem Rat, den 
Stellenplan 2021 in der vorliegenden Fassung zu beschließen.

Kosten und Finanzierung:
Die Personal- und Versorgungsaufwendungen 2021 sind bei den Sachkonten der 
jeweiligen Produkte im Teilergebnisplan veranschlagt.

Alternativen:
Keine Vorschläge der Verwaltung

Anlage/n:
Stellenplan für das Haushaltsjahr 2021 (Unterlagen liegen bereits vor)
Zusätzlicher Stellenbedarf für den Stellenplan 2021
Erläuterungen zum zusätzlichen Stellenbedarf 
Stellungnahme der Gleichstellungsbeauftragten

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Bertrams

Gez. Müller-
Deilmann

Stv. FBL ZVS

FBL ZVS

Gez. Karneth

Gez. Thies

Erste Beigeordnete

Techn. 
Beigeordneter
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A) Tariflich Beschäftigte

Nr. Dezernat Fachbereich Seite Stelle Aufgabeninhalte

zusätzlicher 

Stellenanteil Erläuterung/Begründung

1 I ZVS 25 I/12 Fachkraft für Systemintegration 1,00

2 I ZVS 25 I/14 0,5 Stelle für Arbeitsschutz 0,50

3 I

401 (SG 

Liegenschaften) 33 401/A02 Wirtschaftsförderung / Liegenschaften 1,00

4 II 202 45 202/A05 IT-Koordinator/in für die Schulen 1,00

5 III 301 58 301/B010 Bauaufsicht und Beratung 0,75

6 III 304 67 304/03 Baubetriebshof (Verwaltung) 1,00

7 III 304 68 304/31 Grünabfallsammelstelle 1,00

8 III 304 68 304/32 Grünabfallsammelstelle 1,00

9 III 304 68 304/33 Maschinist 1,00

10 III 304 68 304/34 Maschinist 1,00

11 diverse diverse diverse diverse 0,31

u.a. befristete Reduzierung von Stellenanteilen im Bereich 

Tariflich Beschäftigte aufgrund von Teilzeitbeschäftigungen, 

Auswirkungen der Stellenbesetzungen mit tariflich Beschäftigten 

im Bereich des Standesamtes, siehe hierzu auch 

Veränderungsübersicht (Seite 4 bis 6 des Stellenplanes 2021)
Zwischensumme: 9,56

B) Sozial- und Erziehungsdienst

Nr. Dezernat Fachbereich

Kinder-

garten Aufgabeninhalte

zusätzlicher 

Stellenanteil Erläuterung/Begründung

1 II 202 Arsbeck Erzieherin 1,02

2 II 202 Klinkum Erzieherin -0,37

3 II 202 Merbeck Erzieherin 0,13
Zwischensumme: 0,78

C) Beamte

Nr. Dezernat Fachbereich Seite Stelle Aufgabeninhalte

zusätzlicher 

Stellenanteil Erläuterung/Begründung

1 I ZVS 25 I / 09 Personalentwicklung, Beschaffungen 0,80

2 II 201 41 201/C09 Feuerwehrbeamter 1,00

3 diverse diverse diverse diverse -1,05

u.a. Ausscheiden von Beamten und Beamtinnen und 

Nachbesetzung mit tariflich Beschäftigten, befristete Reduzierung 

von Stellenanteilen bei Beamten und Beamtinnen, siehe hierzu 

auch Veränderungsübersicht (Seite 3 bis 4 des Stellenplanes 

2021) 

Zwischensumme: 0,75

Gesamtsumme A, B und C 11,09

Der Personalbedarf in den städtischen Kindertageseinrichtungen 

richtet sich nach dem Kinderbildungsgesetz NRW und den 

konkreten Belegungszahlen der jeweiligen Einrichtung. 

siehe Anlage „Erläuterungen zum zusätzlichen Stellenbedarf“

siehe Anlage „Erläuterungen zum zusätzlichen Stellenbedarf“
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Anlage „Erläuterungen zum zusätzlichen Stellenbedarf“ 
 
A) Tariflich Beschäftigte 

 
Nr. 1: Fachkraft für Systemintegration 
Die IT-Abteilung der Verwaltung ist seit ca. 20 Jahren mit 2 Mitarbeitern besetzt. 
Anhand der Vielzahl der Veränderungen, insbesondere durch die Menge der zu 
betreuenden Arbeitsplätze und hinzu gekommener Aufgaben in den letzten Jahren hat 
sich verdeutlicht, dass den Anforderungen dieser komplexen und vielschichtigen 
Arbeitsvorgänge im IT-Bereich mit 2 VZÄ nicht zufriedenstellend erfüllt werden kann. 
Aus diesem Grund ist eine zusätzliche Stelle für den IT-Bereich vorgesehen.  
 
Nr. 2: Stelle für Arbeitsschutz 
Gemäß § 3 des Gesetzes über die Durchführung von Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 
Beschäftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz - ArbSchG) ist der Arbeitgeber 
verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes unter 
Berücksichtigung der Umstände zu treffen, die Sicherheit und Gesundheit der 
Beschäftigten bei der Arbeit beeinflussen. Er hat die Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit 
zu überprüfen und erforderlichenfalls sich ändernden Gegebenheiten anzupassen. 
Dabei hat er eine Verbesserung von Sicherheit und Gesundheitsschutz der 
Beschäftigten anzustreben. 
 
§ 76 Landesbeamtengesetz – LBG NRW definiert Gesundheitsmanagement als 
strategische Steuerung und Integration der gesundheitsrelevanten Maßnahmen und 
Prozesse in der Behörde. Nach Absatz 2 erstellt die dienstvorgesetzte Stelle (für ihre 
Beamten/Beamtinnen) ein Rahmenkonzept für das Gesundheitsmanagement und 
entwickelt dieses regelmäßig fort. Jede Behörde entwickelt nach Absatz 3 in diesem 
Rahmen ihr eigenes Konzept oder einen Katalog zum Behördlichen 
Gesundheitsmanagement. Dabei sollen insbesondere gesundheitsbelastende 
Faktoren sowie Möglichkeiten diesen zu begegnen identifiziert werden. 
Gesundheitsrelevante Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes, der 
Personal- und Organisationsentwicklung, der Gesundheitsförderung sowie der 
Mitarbeiterführung sollen aufeinander abgestimmt werden. 
 
Im März 2016 wurde hierfür eine Stelle „Sachbearbeitung Arbeits- und 
Gesundheitsschutz“ (siehe Stellenplan FB I / 06) mit einem Zeitanteil von 0,60 
Stellenanteilen im Fachbereich Zentrale Verwaltungssteuerung eingerichtet.  
 
Mit den Erfahrungen der letzten Jahre hat sich gezeigt, dass den Anforderungen 
dieses umfassenden und vielfältigen Arbeitsvorgangs „Arbeits- und 
Gesundheitsschutz, einschließlich des betrieblichen Eingliederungsmanagements 
(BEM)“ mit einem Stellenanteil von 0,60 nicht mehr gerecht werden kann, da neben 
dem mengenmäßigen Anstieg auch der komplette der Bereich der psychischen 
Gefährdungsbeurteilungen dazu gekommen ist. Zudem ist die Aufgabe „Aufbau, 
Umsetzung, Weiterentwicklung, Wirksamkeitsüberprüfung und Evaluation eines 
behördlichen Gesundheitsmanagements zwingend anzugehen und kann mit den 
vorhandenen Kapazitäten nicht in Angriff genommen werden. 
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Nr. 3: Wirtschaftsförderung/Liegenschaften 
Der Beschluss des Aufsichtsrates der SEWG vom 07.12.2017 bedingt die Einrichtung 
einer zusätzlichen Stelle im Stellenplanentwurf 2021 (siehe hierzu auch VO/0261/19).  
 
Nr. 4: IT-Koordination für die Schulen 
Durch die Beschlüsse des Rates sollen in den nächsten 5 Jahren rund 2,4 Mio. € in 
die IT in den Schulen investiert werden, um diese zukunftsfähig und konkurrenzfähig 
zu machen. Ein großer Teil dieser Summe wird über den Digitalpakt bereitgestellt. Im 
Endausbau wird erwartet, dass 8 Server und rund 550 Endgeräte mit diversen 
Softwareprogrammen betreut werden müssen. Alle 5-7 Jahre ist eine Überarbeitung 
der IT-Landschaft und ein Ersatz der Endgeräte erforderlich, so dass neben der 
erstmaligen Konzeption, die in Zusammenarbeit mit den Schulen alle 5 Jahre 
überarbeitet und angepasst werden muss, eine dauerhafte Betreuung dieser Aufgabe 
sichergestellt sein muss. Hierfür ist es erforderlich, neben der regioIT als starken 
Partner (Service Level 3) auch den entsprechenden Sachverstand (Service Level 1 
und 2) im Hause verfügbar zu halten. 
 
Der/die Stelleninhaber/in soll neben der Betreuung der IT zukünftig auch dauerhaft 
verstärkt den Dialog mit den Schulen suchen, um Projekte wie Lernen auf Distanz, 
Digitalisierung, Begleitung von Förderprogrammen in diesem Bereich, Projekte zur 
Ausstattung von Schülern mit Endgeräten, Lernplätze usw. zu planen, zu entwickeln 
und umzusetzen. 
 
Nr. 5: Bauaufsicht und Beratung 
In der Sitzung vom 01.09.2020 hat der Rat der Stadt Wegberg beschlossen, durch 
eine zügige Umsetzung von offenen Flächennutzungs- bzw. Bebauungsplanverfahren 
eine entscheidende Grundlage für die zukünftige nachhaltige Entwicklung der Stadt 
Wegberg zu legen. Diese beschlossene Forderung hat u.a. Auswirkung auf die 
Auslastung der Beschäftigten im Fachbereich Planen, Bauen und Wohnen, da die 
Schaffung von Baurecht in den vorhandenen sowie in den neu eingerichteten 
Baugebieten der Stadt Wegberg zu einer deutlich steigenden Anzahl von 
Baugenehmigungsverfahren führen wird. Neben diesen in naher Zukunft baureifen 
Wohngebieten wurde im Laufe des Jahres 2020 der Satzungsbeschluss für die 
Gewerbegebiete Rath-Anhoven und Uevekoven getroffen. Auch hier ist kurzfristig mit 
Anträgen für Gewerbebauten zu rechnen, die mit umfangreichen Bauvorlagen zu einer 
Erhöhung des Arbeitsaufkommens führen werden. 
 
Zurzeit beträgt die durchschnittliche Bearbeitungszeit (ab Vollständigkeit der 
Bauvorlagen) im Fachbereich Planen, Bauen, Wohnen im Bereich der 
Baugenehmigungen 75 Kalendertage. Damit die zu erwartenden Baugenehmigungen 
künftig zeitnah und zügiger bearbeitet werden können, ist die Schaffung einer 
zusätzlichen Stelle (mit 0,75 Stellenanteil) im Bereich der Bauaufsicht und 
Bauberatung erforderlich. 
 
Nr. 6: Baubetriebshof (Verwaltung) 
Durch die Einrichtung einer zusätzlichen Stelle im Verwaltungsbereich des 
Baubetriebshofes soll u.a. die Fachbereichsleitung in einer Vielzahl von 
Verwaltungstätigkeiten entlastet werden. Generell können z.B. die Erfassungen der 
geleisteten Stunden in Regie68 zeitnah erfolgen und die Inneren Verrechnungen für 
die Erstellung der Jahresabschlussarbeiten rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden. 
Auch die Bildung der Stundensätze für Kalkulationen kann rechtzeitig ermittelt werden 
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und eine schnellere Bearbeitung von Anträgen ist möglich. Die Arbeitsprozesse 
Fortschreibung des Gefahrstoffkatasters und die Unterstützung der Vorarbeiter bei der 
Dokumentation der Tätigkeiten können verstärkt werden. Weitere Tätigkeiten fallen im 
Bereich der Rechnungsabwicklung sowie in sonstigen Verwaltungsbereichen 
(Entgegennahme von Telefonaten, Datenaufbereitung für andere Fachbereiche usw.) 
an. 
 
Nr. 7 und 8: Grünabfallsammelstelle 
Im Jahr 2021 beabsichtigt die Stadt Wegberg die Vorbereitungen dafür zu treffen, die 
Sammelstelle für Grünabfälle selbst zu betreiben. Für diesen Betrieb einer solchen 
Anlage werden 2 Arbeitskräfte benötigt, die sich gegenseitig vertreten. Ihre 
Haupttätigkeiten bestehen u.a. darin, die Anlage in einem sauberen Zustand zu halten, 
die ankommenden Mengen zu prüfen und dabei einen reibungslosen Verkehrsfluss zu 
gewährleisten, Wiegetätigen auszuführen und die dazugehörigen Wiegebelege zu 
erstellen, die ankommenden Grünabfallfrachten mit einem zur Verfügung gestellten 
Teleskopradlader aufzuschichten und dem mit der Bewirtschaftung beauftragten 
Unternehmen bei der Verladung der Materialen zu helfen.  
 
Nr. 9 und 10: Zwei Maschinisten 
Für die Umsetzung der Grünpflegearbeiten und den damit verbundenen Einsatz von 
Spezialmaschinen (Großflächenmäher, Kehrmaschine, Heckenprofi, thermische 
Unkrautbekämpfung, Unimog mit Anbaugeräten, Kompaktschlepper mit diversen 
Anbaugeräten) werden für die Bedienung zwei „Maschinisten“ benötigt.  
 
 
C) Beamte 
 
Nr. 1: Personalentwicklung, Beschaffungen 
Mit der Einrichtung einer Stelle mit einem Stellenanteil von 0,80 sollen die Maßnahmen 
des Personalentwicklungskonzeptes umgesetzt werden. Die Stelle wurde bereits für 
den Stellenplan 2020 angemeldet (siehe hierzu auch VO/0261/19 und VO/0272/18-1-
1 Personalentwicklungskonzept), von der Kommunalaufsicht akzeptiert, jedoch im 
Rahmen der Revision des Haushaltes 2020 auf das Jahr 2021 verschoben. Es ist 
vorgesehen, hierfür keine weitere Einstellung vorzunehmen. 
 
Nr. 2: Feuerwehrbeamter 
Mit der zusätzlichen Stelle sollen die Aufgabenschwerpunkte in der Wahrnehmung des 
Wachdienstes, dem Einsatz im Brandschutz und in der technischen Hilfeleistung sowie 
der Mitarbeit als Springer in den Sachgebieten (Atemschutz/ABC, Fahrzeugtechnik 
und Geräteprüfung, Kommunikation, Dienst- und Schutzkleidung, Vorbeugender 
Brandschutz) der Feuerwache liegen. 
 
Der zusätzliche Personalbedarf ergibt sich in erster Linie aus der Verpflichtung den 
Tagesdienst mit einer Wachpräsenz von drei Mitarbeitern gleichzeitig sicherzustellen. 
Daraus folgt, dass nicht nur jeder krankheitsbedingte oder urlaubsbedingte Ausfall eins 
zu eins zu vertreten ist, sondern auch jede Abwesenheit, die sich durch die Aufgaben 
der Sachgebiete und die Aus- und Fortbildung ergeben. Durch diese einhundert 
prozentige Vertretungspflicht ergeben sich bei den einzelnen Mitarbeitern 
umfangreiche Überstunden, die im Rahmen der Dienstpläne nicht tatsächlich 
abgefeiert werden können. 
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A) Tariflich Beschäftigte Jahreswert 2021 2022 2023 2024

Nr. Dezernat Fachbereich Seite Stelle Aufgabeninhalte

zusätzlicher 

Stellenanteil

Personal-

aufwand in 

Euro Erläuterung/Begründung HR ab

Personal-

aufwand in 

Euro

Personal-

aufwand in 

Euro

Personal-

aufwand in 

Euro

1 I ZVS 25 I/12 Fachkraft für Systemintegration 1,00         60.747,16 € 01.01.2021 60.902,18 €     62.614,99 €     69.532,33 €     

2 I ZVS 25 I/14 0,5 Stelle für Arbeitsschutz 0,50 31.442,55 €       01.01.2021 32.038,48 €     33.931,97 €     36.697,78 €     

3 I

401 (SG 

Liegenschaften) 33 401/A02 Wirtschaftsförderung / Liegenschaften 1,00 64.466,62 €       01.01.2021 65.689,57 €     68.286,92 €     74.113,65 €     

4 II 202 45 202/A05 IT-Koordinator/in für die Schulen 1,00 70.690,77 €       01.01.2021 71.908,83 €     74.168,45 €     82.148,04 €     

5 III 301 58 301/B010 Bauaufsicht und Beratung 0,75 53.956,01 €       01.01.2021 55.228,75 €     56.522,71 €     60.111,19 €     
6 III 304 67 304/03 Baubetriebshof (Verwaltung) 1,00 50.837,23 €       01.01.2021 53.417,78 €     55.944,61 €     60.686,97 €     

7 III 304 68 304/31 Grünabfallsammelstelle 1,00 39.995,23 €       01.04.2021 40.830,83 €     42.282,93 €     46.724,44 €     

8 III 304 68 304/32 Grünabfallsammelstelle 1,00 39.995,23 €       01.04.2021 40.830,83 €     42.282,93 €     46.724,44 €     

9 III 304 68 304/33 Maschinist 1,00 39.995,23 €       01.04.2021 40.830,83 €     42.282,93 €     46.724,44 €     

10 III 304 68 304/34 Maschinist 1,00 39.995,23 €       01.04.2021 40.830,83 €     42.282,93 €     46.724,44 €     

11 diverse diverse diverse diverse 0,31

u.a. befristete Reduzierung von Stellenanteilen im Bereich Tariflich 

Beschäftigte aufgrund von Teilzeitbeschäftigungen, Auswirkungen 

der Stellenbesetzungen mit tariflich Beschäftigten im Bereich des 

Standesamtes, siehe hierzu auch Veränderungsübersicht (Seite 4 

bis 6 des Stellenplanes 2021) 01.01.2021

Zwischensumme: 9,56

B) Sozial- und Erziehungsdienst

Nr. Dezernat Fachbereich

Kinder-

garten Aufgabeninhalte

zusätzlicher 

Stellenanteil Erläuterung/Begründung

1 II 202 Arsbeck Erzieherin 1,02 /

2 II 202 Klinkum Erzieherin -0,37 /

3 II 202 Merbeck Erzieherin 0,13 /
Zwischensumme: 0,78

C) Beamte

Nr. Dezernat Fachbereich Seite Stelle Aufgabeninhalte

zusätzlicher 

Stellenanteil Erläuterung/Begründung

1 I ZVS 25 I / 09 Personalentwicklung, Beschaffungen 0,80         57.765,64 € 01.01.2021 58.593,01 €     60.253,92 €     70.162,17 €     

2 II 201 41 201/C09 Feuerwehrbeamter 1,00 46.755,32 €       01.01.2021 47.895,17 €     48.485,20 €     50.669,43 €     

3 diverse diverse diverse diverse -1,05

u.a. Ausscheiden von Beamten und Beamtinnen und 

Nachbesetzung mit tariflich Beschäftigten, befristete Reduzierung 

von Stellenanteilen bei Beamten und Beamtinnen, siehe hierzu 

auch Veränderungsübersicht (Seite 3 bis 4 des Stellenplanes 

2021) 

Zwischensumme: 0,75

Gesamtsumme A, B und C 11,09 596.642,22 €     608.997,09 €   629.340,49 €   691.019,32 €   

Der Personalbedarf in den städtischen Kindertageseinrichtungen 

richtet sich nach dem Kinderbildungsgesetz NRW und den 

konkreten Belegungszahlen der jeweiligen Einrichtung. 

siehe Anlage „Erläuterungen zum zusätzlichen Stellenbedarf“

siehe Anlage „Erläuterungen zum zusätzlichen Stellenbedarf“
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CDU-Fraktion, SPD-Fraktion, Fraktion Bündnis90/Die Grünen 
 
 
Die Fraktionen von CDU, SPD und Bündnis90/Die Grünen beantragen,  
der Rat möge im Stellenplan der Haushaltssatzung für 2021 eine Stelle für einen 
Klimaschutzbeauftragten oder Nachhaltigkeitsmanager schaffen. 
 
Begründung: 
Die Stadt Wegberg ist nach Auffassung aller im Rat vertretener Parteien und Gruppierungen 
dem Klimaschutz verpflichtet. Dafür ist die Schaffung der Position eines 
Klimaschutzmanagers unabdingbar, damit die von allen Parteien angestrebten 
Klimaschutzziele erreichbar sind. Ein solcher Klimaschutzmanager oder 
Nachhaltigkeitsmanager ist in der Lage, das Klimaschutzkonzept und die Ratsbeschlüsse 
zum Klimaschutz zu koordinieren und umzusetzen. Dem Vernehmen nach wird eine solche 
Stelle in vollem Umfang gefördert. Gegebenenfalls kann die Stelle zunächst auch für die 
Dauer der Förderung befristet werden. 
 
 
 
Marcus Johnen   Ralf Wolters    Tobias Arndt 
Fraktionsvorsitzender  Fraktionsvorsitzender  Stellv. Fraktionsvorsitzender 

 



 
 
Stadt Wegberg                                                                                                       Wegberg, 15.02.2021 
Herrn Michael Stock 
Bürgermeister 
Rathausplatz 25 
 
41844 Wegberg                                                            
 

 
 
 

Antrag Klimaschutzbeauftragte*n 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister,  
 
die Fraktion DIE LINKE. im Rat der Stadt Wegberg stellt hiermit folgenden Antrag gemäß § 2 
der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Wegberg:  
 
Der Rat möge beschließen, im Stellenplan der Haushaltssatzung für 2021 eine Stelle 
für einen Klimaschutzbeauftragte*n einzurichten. 
  
  
Begründung: 
  
Durch Beschluss vom 17.12.2019 hat sich der Rat der Stadt Wegberg dem Klimaschutz 
verpflichtet. 
Der Haushaltsplanentwurf für 2021 enthält Mittel in Höhe von 352.000 Euro für 
Klimaschutzmaßnahmen, die im Produkt 140101 "Lokale Agenda" / Produktbereich 14 
Umweltschutz angesetzt sind. Für die Koordination und Durchführung von 
Klimaschutzmaßnahmen, die Umsetzung entsprechender Ratsbeschlüsse und als 
Ansprechpartner*in für den Klimaschutz halten wir eine*n Klimaschutzbeauftragte*n für 
unerlässlich. 
 
Wir nehmen hierbei Bezug auf die Anregung des Klimatisch Wegberg e.V. vom 08.02.2021: 
 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister,  
 
mit Freuden haben wir gehört, dass im Entwurf der Haushaltssatzung für 2021 Mittel in Höhe 
von 352.000 Euro für Klimaschutzmaßnahmen im Produkt Lokale Agenda angesetzt sind. 
Gerne leisten wir, nach unseren besten Möglichkeiten, mit Vorschlägen einen Beitrag zum 
Klimaschutz in Wegberg. Für die Koordination und Durchführung von Klimaschutzmaß-
nahmen und als Ansprechpartner*in für den Klimaschutz möchten wir anregen, eine neue 
oder durch Umschichtung gebildete Personalstelle zu schaffen. Wir denken, dass es 
zunächst genügt, wenn die betreffende Person zu 50% für Arbeiten zum Klimaschutz tätig 
ist.  
 
 
 



 
 
Wir freuen uns auf eine weiterhin konstruktive Zusammenarbeit und verbleiben  
 
mit den besten Grüßen  
 
 
KlimaTisch Wegberg e.V.  
 
Till Schulte-Coerne               Lothar Herweg  
Vorstandsvorsitzender          2. Vorsitzender 
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